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«Vorname» «Nachname»
«Anschrift_national»
EU-Saatgutverordnung, Bitte um Überarbeitung des Vorschlages der Kommission
Sehr «Ansprache» «Nachname»
am 6. Mai hat die EU-Kommission ihren Vorschlag zur neuen Saatgut-Verordnung veröffentlicht. 

Mit diesem Schreiben möchte ich Sie bitten, sich für die Überarbeitung dieses Vorschlages einzusetzen, weil er meiner Meinung nach weder der Umwelt, noch den Europäischen Konsumenten/Innen und den Bäuerinnen/Bauern dient. 

Biodiversität gefährdet
Die Mitgliedsstaaten der UN-Biodiversitäts-Konvention – zu denen auch die Staaten der EU gehören – haben sich dazu verpflichtet, den Verlust der biologischen Vielfalt aufzuhalten. Eine Verordnung für einheitliche Pflanzen- und Gemüsesorten ist in meinen Augen daher völlig kontraproduktiv. 

Massive Einschränkung von Angebot und Wahlfreiheit
Wenn man trotz steigender Nachfrage das Angebot am Markt einschränkt, darf man das nicht Verbraucherschutz nennen. Mehr und mehr Konsumenten/Innen ärgern sich über die abnehmende Vielfalt auf Äckern und Tellern und beklagen den Geschmacksverlust von hoch gezüchtetem und unterschiedslosem Gemüse. Mit dieser Verordnung wird die persönliche Freiheit des Menschen eingeschränkt. 

Welternährung
Bäuerliches Saatgut stellt die Ernährungsgrundlage für siebzig Prozent der Weltbevölkerung. Über Handelsabkommen exportieren wir nicht nur Saatgut, sondern auch unsere Gesetze in andere Länder. Für Kleinbäuerinnen und Bauern in Entwicklungsländern wäre diese geplante Rechtslage eine Katastrophe.
Begünstigung der Großindustrie
Zehn Unternehmen beherrschen Dreiviertel des Weltmarktes beim Saatgut. Das Argument, den Konsumenten/Innen nur höchste – weil streng geprüfte – Qualität anbieten zu wollen, sehe ich als Deckmantel der Saatgutindustrie an. Es geht vielmehr darum, dass die Industrie durch die strengen Aufnahmeverfahren steuert, was auf den Teller der Konsumenten/Innen gelangt. Durch Anzeigen drohen kleineren Unternehmen hohe Verwaltungsstrafen, so werden die „kleineren“ Mitbewerber nach und nach schwinden. Die Zulassung patentierter Pflanzen soll wesentlich erleichtert werden. Die Antragsteller dürfen die für die Zulassung nötigen Tests selbst durchführen. Dies können sich wiederum nur die Konzerne leisten.

Eine Jahrtausend alte bäuerliche Praxis würde gestoppt werden
Ein weiterer industriefreundlicher Grundsatz der Verordnung ist folgender: „Landwirte und Gärtner dürfen kein Saatgut mehr verkaufen, wenn sie Nahrungsmittel anbauen“. Allein diese Regelung dürfte den meisten kleinen Betrieben mit seltener Vielfalt die Existenzgrundlage rauben. Und sie könnte allen Berufslandwirten das verbieten, was sie seit jeher tun: Saatgut aus der Ernte gewinnen und mit anderen tauschen. Für die Weitergabe zwischen Bäuerinnen und Bauern bzw. von Bauern/Bäuerinnen an Private müssten sich die Bauern nach dem jetzigen Vorschlag als „Operator“ kostenpflichtig registrieren lassen und eine Reihe von Auflagen erfüllen. Im schlimmsten Fall drohen Verwaltungsstrafen. Damit rutscht eine Jahrtausend alte bäuerliche Praxis in die Illegalität. Diese Praxis war bisher der wichtigste Motor der Entwicklung der heutigen Pflanzenvielfalt. Alte und seltene Sorten erfüllen die Voraussetzung nach Uniformität nicht. Warum müssen Landwirte und Züchter, die weder Sortenschutz anstreben, noch für die Industrielandwirtschaft züchten, ihre Pflanzen durch dasselbe Verfahren bringen?

Der Anwendungsbereich geht über die kommerzielle Nutzung hinaus (Artikel 3)
Der momentane Anwendungsbereich des Saatgutverkehrsrechtes beschränkt sich auf das Inverkehr​bringen von Saat- und Pflanzgut zu kommerziellen Zwecken. Der Vorschlag nun umfasst sämtliche Formen der Zurverfügungstellung von Vermehrungsmaterial.
Vorschlag: Der Passus „Zum Zweck der kommerziellen Nutzung“, der aus dem gegenwärtigen Recht gelöscht wurde, sollte in die Definitionen (Artikel 3) wieder eingefügt werden.

Privater Tausch von Saatgut, Knollen etc. eingeschränkt (Artikel 2)
Sobald Privatpersonen Saatgut oder Pflanzgut gegen Geld tauschen, fallen sie unter die Kategorie Nischenmarkt und müssen die Anforderungen des Artikels 36 erfüllen. 
Vorschlag: Der Tausch von Saatgut und anderem Vermehrungsmaterial zwischen Privat-Personen muss grundsätzlich vom Anwendungsbereich der Verordnung ausgenommen werden.

Demokratie-Defizit
Viele wesentliche Aspekte der Verordnung sollen mittels sogenannter „delegierter Rechtsakte“ erst im Nachhinein „hinter verschlossenen Türen“ definiert werden. Damit werden viele Punkte der demokratischen Kontrolle im Sinne des Gemeinwohls entzogen.
Vorschlag: Alle delegierten Rechtsakten eliminieren. Raum für nationale Vorschriften schaffen und so Anpassungen an regionale Gegebenheiten ermöglichen.

Alle Arten und Gattungen sind jetzt betroffen (Artikel 47-50)
Auch für seltene Sorten mit geringer oder keiner ökonomischen Bedeutung gelten so genannte „grundsätzliche Anforderungen“ betreffend Qualität und Etikettierung. Eine weitere Hürde: Für alle Arten, die nicht in Anhang 1 gelistet sind, ist es verboten, sie unter einem Sortennamen verfügbar zu machen. Außer es ist eine zeit- und kostenintensive amtliche bzw. amtlich anerkannte Beschreibung dieser Sorte vorhanden.
Vorschlag: Keine verpflichtende Zulassung und Zertifizierung von Saatgut und anderem Vermehrungsmaterial von samenfesten Sorten, die nicht durch geistige Eigentumsrechte geschützt sind.

Nischenregelung, „Vorgesehene Ausnahme für kleine Unternehmen“ (Artikel 36)
Unternehmen mit weniger als 10 Angestellten und einem Jahresumsatz von unter zwei Millionen Euro benötigen keine Zulassung. Das Saatgut darf jedoch nur in kleinen Mengen und ausschließlich an EndverbraucherInnen weitergegeben werden. Allerdings will die EU-Kommission diese Ausnahme für den Nischenmarkt daran knüpfen, dass diese Unternehmen die abgegebenen Mengen und Samentypen für jede Art dokumentieren und Berichte über die produzierten und verkauften Mengen erstellen müssen. Zudem möchte sich die EU eine Rechtssetzungsermächtigung sichern, mit der sie nach und nach Vorschriften bzgl. Verpackung, Etikettierung und über die Art und Weise der Vermarktung erlassen kann. Diese Nischenregelung ist ein enorm hoher bürokratischer Aufwand und wirkt sich bei diesen kleinen Unternehmen faktisch wie ein Verbot aus.
Vorschlag: Alle kleinen Unternehmen, Landwirte und Privatpersonen müssen gänzlich aus dem Anwendungsbereich der Verordnung genommen werden.

Historische und Geographische Einschränkungen für alte und seltene Pflanzen (Artikel 57)
Die vereinfachte Registrierung (Artikel 57) steht nur den Sorten offen, die zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Verordnung bereits auf dem Markt gewesen sind („historische Einschränkung“). Dabei gibt es sehr viele Pflanzen, die nur lokal genutzt wurden und deswegen nie auf dem Markt verfügbar waren. Außerdem müssen eine oder mehrere Herkunftsregionen angegeben werden („geographische Einschränkung“). Das ist Unsinn: Kaum eine bedeutende landwirtschaftliche Art stammt aus Europa – weder Weizen, noch Äpfel, noch Tomaten. Pflanzen sind schon immer gereist und sollen das auch weiterhin dürfen. Kulturpflanzen leben von ihrer Weiterentwicklung und Anpassung. Historische und geographische Einschränkung stellen Barrieren für die Vielfalt und das Potential von Kulturpflanzen auf.
Vorschlag: Historische und geographische Einschränkung löschen. Die vereinfachte Registrierung muss allen samenfesten Pflanzen, die nicht durch geistige Eigentumsrechte geschützt sind, offen stehen.

Verpflichtende Registrierung von Sorten soll Transparenz schaffen
Die verpflichtende Registrierung von Sorten wird mit dem Ziel der Transparenz auf dem Markt argumentiert. Der Katalog garantiert jedoch nicht, dass eine gelistete Sorte tatsächlich auf dem Markt verfügbar ist. Auch findet der Verbraucher/In keine Informationen über die zu erwartende Entwicklung der Sorte unter lokalen Bedingungen. Informationen über die Genealogie einer Sorte können hingegen auf Wunsch des Züchters geheim gehalten werden (Artikel 75)
Vorschlag: Transparenz kann viel einfacher durch Etikettierung geschaffen werden, (Artikel 28), ohne die Sorte im offiziellen Katalog registrieren zu müssen.

Landsorten (Artikel 14)
Der für bäuerliches Saatgut wichtige Bereich von Landsorten, die keine „reinen Sorten“ darstellen, sondern Populationen, wird nach Artikel 14/3 in eine Ausnahmeregelung geschoben, die der späteren Verordnung durch die EU-Kommission überlassen werden soll. Doch diese Landsorten sind für eine kleinteilige Landwirtschaft, nicht nur in Deutschland, ein wichtiges Produktionsmittel.

DUS und VCU-Tests
Die DUS-Tests (distinctiveness, uniformity and stability) und – für landwirtschaftliche Arten – VCU-Tests (value for cultivation and use) stellen für alte und seltene Sorten biologische und technische Hürden für den Zugang zum Markt auf. Das ist vor allem für die Sorten, die auf ökologische Landwirtschaft abzielen ein Problem. Der in Artikel 59 vorgeschlagene und nachhaltige VCU-Test ist sehr vage formuliert. Genauso wie die Regelungen für heterogenes Material (Artikel 14/3). Wesentliche Regelungen sollen auch hier in delegierten Rechtsakten getroffen werden.
Vorschlag: Vom Europäischen Konsortium für biologische Pflanzenzüchtung und der IFOAM-EU wurden entsprechende Vorschläge erarbeitet: www.eco-pb.org/fileadmin/ecoph/documents/ECOPB_Position_EUSeedLawRevision_120530.pdf

Privatisierung der Zertifizierung (Artikel 23)
Zum einen soll die Erteilung eines Rechtsschutzes auf Pflanzensorten als Beleg dafür gelten, dass die Sorten den DUS-Registrierungskriterien Unterscheidbarkeit, Uniformität und Unveränderlichkeit genügen. Das gibt dem privaten Rechtsschutz auf Pflanzenzüchtungen eine unangemessene Bedeutung im Bereich des öffentlichen Rechtes der Saatgutzulassung. Zum anderen soll nach Artikel 23 auch die private Registrierung und Zertifizierung von Saatgut möglich sein. Durch diese beiden Punkte werden die Fixkosten für die staatlichen Registrierungs- und Zertifizierungsbehörden vermehrt auf diejenigen Züchter umgelegt, die keine eigenen Abteilungen dafür bereitstellen können. 

Der Vorschlag der EU-Kommission ist zugeschnitten auf die Sorten der Saatgutindustrie für die industrielle Landwirtschaft. Bäuerliches Saatgut sowie die Vielfaltsorten werden nur ausnahmsweise akzeptiert. Das ist unangemessen! Ein zeitgemäßes – und auch mit der UN-Biodiversitätskonvention vereinbares – Gesetz wäre, die Erhaltung und Ausweitung der Vielfalt zu fördern und bezüglich der industriellen Saatgutkonzerne die größtmögliche Transparenz und Kontrolle der Saatgutproduktion herzustellen. Ich appelliere an Sie als EU-Parlamentarier, sich mit aller Kraft dafür einzusetzen, dass der von der Kommission vorgelegte Vorschlag gründlich überarbeitet wird. Die hohen Auflagen an Vermarktung von Saat- und Pflanzgut dienen überhaupt nicht dem Interesse der Konsumenten/Innen. Es geht nicht um irgend etwas, es geht um unser Essen!

Vielen Dank für Ihr verantwortungsvolles Handeln – Auch im Hinblick auf die nächsten Generationen bedanke ich mich schon im Voraus für ihr verantwortungsvolles Handeln.

Mit freundlichem Gruß

Dr. Frieder Thomas 

Landesverband �Baden-Württemberg
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